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Verordnung über die Durchführung digitaler und 
hybrider Sitzungen kommunaler Vertretungen

(Digitalsitzungsverordnung – DigiSiVO)

Vom 27. April 2022

Auf Grund des § 133 Absatz 4 Satz 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S.  666), der durch Artikel  1 Nummer  21 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW S. 489) eingefügt worden 
ist, verordnet das Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung im Benehmen mit dem für Kom-
munales zuständigen Ausschuss des Landtags und mit 
der oder dem Beauftragten der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen für Informationstechnik:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt gemäß § 47a Absatz 2 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der jeweils geltenden Fassung für digi-
tale und hybride Sitzungen der Vertretungen und Aus-
schüsse der Gemeinden, Kreise, Landschaftsverbände, 
des Regionalverbands Ruhr sowie der Zweckverbände 
nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) in der je-
weils geltenden Fassung.

§ 2
Durchführung digitaler und hybrider Sitzungen

(1) Digitale und hybride Sitzungen sind mit Unterstüt-
zung einer zugelassenen Anwendung zur Bild-Ton-Über-
tragung (Videokonferenzsystem) sowie einer zugelassenen 
Anwendung zur Durchführung digitaler Abstimmungen 
(Abstimmungssystem) durchzuführen. Videokonferenzsys-
tem und Abstimmungssystem sollen aufeinander abge-
stimmt oder, soweit möglich, in einer Anwendung inte-
griert sein.

(2) Die eingesetzten Anwendungen nach Absatz  1 müs-
sen die Funktionalitäten bereitstellen, die zur Einhal-
tung der verbindlichen Verfahren und Vorgaben für die 
jeweilige Gremiensitzung erforderlich sind. Sie müssen 
es der Sitzungsleitung technisch ermöglichen, die Ord-
nung in den Sitzungen herzustellen und durchzusetzen.

(3) Für die Sitzungsleitung, die Gremienmitglieder und 
im Fall einer öffentlichen Sitzung auch für die Öffent-
lichkeit muss jederzeit durch Bildübertragung, nament-
liche Anzeige oder geeignete Darstellung nachvollzieh-
bar sein, welche Gremienmitglieder aktuell zugeschaltet 
sind und an der Sitzung teilnehmen. 

(4) Bei Wortbeiträgen müssen die Gremienmitglieder mit 
Bild und Ton, im Übrigen sollen sie im Rahmen der 
 Darstellungsmöglichkeiten mit Bild für alle anderen 
Gremienmitglieder, die Sitzungsleitung und im Fall einer 
öffentlichen Sitzung auch für die Öffentlichkeit wahr-
nehmbar sein. Den teilnehmenden Gremienmitgliedern 
muss es jederzeit während der Sitzung technisch mög-
lich sein, die Wahrnehmbarkeit mit Bild und Ton herzu-
stellen.

(5) Die Übermittlung der Zugangsdaten, die den Gremi-
enmitgliedern und den übrigen Teilnahmeberechtigten 
im gebotenen Umfang den Zugang zum Videokonferenz-
system und zum Abstimmungssystem ermöglichen, er-
folgt elektronisch. Es ist sicherzustellen, dass nur Be-
rechtigte Kenntnis von den Zugangsdaten erhalten.

§ 3
Öffentlichkeit in digitalen Sitzungen

(1) Die Öffentlichkeit erhält die Information über den 
Zugang zu digitalen Sitzungen in der durch Geschäfts-
ordnung festzulegenden Form. Die Teilnahme erfolgt 
über einen geschützten Zugang, bei dem die Zugangs-
möglichkeit nach vorheriger Anmeldung innerhalb einer 
in der Geschäftsordnung festzulegenden angemessenen 

Frist regelmäßig in Form eines Zugangslinks elektro-
nisch mitgeteilt und eröffnet wird. Vor Eröffnung der di-
gitalen Zugangsmöglichkeit ist darauf hinzuweisen, dass 
die Aufzeichnung und Weiterverbreitung der Sitzung 
oder Teilen davon untersagt ist. Personen, die nicht über 
einen eigenen Internetzugang verfügen, soll auf recht-
zeitige Anfrage ein Angebot bereitgestellt werden, das 
diesen ein Verfolgen der Sitzung in geeigneten Räumlich-
keiten ermöglicht.  

(2) Die Durchführung von Einwohnerfragestunden in 
digitalen Sitzungen ist möglich, sofern der Öffentlichkeit 
ein geschützter Zugang mit Rederecht eingeräumt ist. 
Alternativ kann die Gelegenheit eingeräumt werden, 
Fragen zur Einwohnerfragestunde auf elektronischem 
Wege innerhalb einer zu bestimmenden Frist vor oder 
während der Fragestunde einzureichen. Das Nähere re-
gelt die Geschäftsordnung.

(3) Die Beratung von Gegenständen unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit ist in digitaler Sitzung zulässig. Die 
eingesetzte Videokonferenzsoftware muss einen Aus-
schluss der Öffentlichkeit zuverlässig ermöglichen. Ist 
die Öffentlichkeit von der Beratung ausgeschlossen, 
 haben die digital teilnehmenden Gremienmitglieder in 
ihrem Verantwortungsbereich den erforderlichen Daten-
schutz sicherzustellen und am Ort ihrer Sitzungsteil-
nahme zu verhindern, dass Dritte die Inhalte der 
nichtöffentlichen Beratung ganz oder teilweise wahrneh-
men können. Diese Pfl icht ist Bestandteil der Verschwie-
genheitspfl icht nach § 30 Absatz 1 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen. Vor Beginn eines 
nichtöffentlichen Sitzungsteils hat die Sitzungsleitung 
die Gremienmitglieder auf ihre Pfl ichten hinzuweisen 
und ihnen Gelegenheit zu geben, die erforderlichen Vor-
aussetzungen herzustellen. 

§ 4
Abstimmungen und Wahlen

(1) Das Abstimmungssystem muss das Stimmverhalten 
der Stimmberechtigten bei offenen oder namentlichen 
Abstimmungen für die Sitzungsleitung, die anderen Gre-
mienmitglieder und die Öffentlichkeit erkennen und 
nachvollziehen lassen. Der Verzicht auf den Einsatz eines 
Abstimmungssystems ist abweichend von §  2 Absatz  1 
Satz  1 zulässig, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 
im Rahmen der digitalen und hybriden Sitzungsdurch-
führung auf andere geeignete Weise erfüllt werden.

(2) Die Durchführung geheimer Abstimmungen oder 
Wahlen ist in einer digitalen oder hybriden Sitzung nur 
zulässig, wenn durch das eingesetzte Abstimmungssys-
tem technisch sichergestellt ist, dass die Anforderungen 
an das Verfahren eingehalten werden können, insbeson-
dere die Vertraulichkeit der digitalen Stimmabgabe ge-
währleistet bleibt und die wesentlichen Schritte der 
 Abstimmungs- beziehungsweise Wahlhandlung und der 
Ergebnisermittlung zuverlässig und ohne besondere 
Sachkenntnis überprüft werden können. Wird geheim 
abgestimmt, darf nur das Abstimmungsergebnis erkenn-
bar sein. Ist die Einhaltung der Anforderungen nach 
Satz 1 nicht sichergestellt, sind geheime Abstimmungen 
im Nachgang zur digitalen oder hybriden Sitzung durch 
Abgabe von Stimmzetteln per Briefwahl durchzuführen 
und das Ergebnis in die Niederschrift aufzunehmen. Ne-
ben den Gremienmitgliedern ist auch die Öffentlichkeit 
über das Stimmergebnis zu informieren, soweit nicht im 
Einzelfall etwas anderes beschlossen wird. Für die durch 
Bild-Ton-Übertragung teilnehmenden Gremienmitglie-
der gilt bei Beratungen unter Ausschluss der Öffentlich-
keit § 3 Absatz 3 entsprechend.

§ 5
Hybride Sitzungen

(1) Bei hybriden Sitzungen sind die Sitzungsleitung und 
die Öffentlichkeit sowie die nicht durch Bild-Ton-Über-
tragung teilnehmenden Gremienmitglieder im Sitzungs-
saal anwesend. Durch die geeignete Aufnahme- und 
Übertragungstechnik ist sicherzustellen, dass die Sit-
zungsleitung und Wortbeiträge der Gremienmitglieder 
für alle digital und vor Ort teilnehmenden Gremienmit-
glieder sowie für die Öffentlichkeit optisch und akus-
tisch gleichwertig wahrnehmbar sind.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 27 vom 12. Mai 2022 713

(2) Bei geheimen Abstimmungen und Wahlen in hybri-
den Sitzungen ist für die Stimmabgabe der vor Ort an-
wesenden und der digital teilnehmenden Gremienmit-
glieder dasselbe Abstimmungssystem zu verwenden.

§ 6
Befangene Gremienmitglieder

Die Sitzungsleitung hat durch geeignete Maßnahmen si-
cherzustellen, dass befangene Gremienmitglieder von 
der Mitwirkung an der Beratung und Abstimmung zu 
Tagesordnungspunkten im Videokonferenz- und Abstim-
mungssystem in dem gebotenen Umfang ausgeschlossen 
sind. Bei nichtöffentlichen Sitzungsteilen muss für die 
Sitzungsleitung und die übrigen Gremienmitglieder er-
kennbar sein, dass ein befangenes Gremienmitglied für 
die Dauer der Behandlung der Angelegenheit keinen Zu-
gang zur digitalen oder hybriden Sitzung hat.

§ 7
Datenschutz

(1) Die eingesetzten Anwendungen müssen der Daten-
schutz-Grundverordnung vom 27. April 2016 (ABl. L 119 
vom 4.5.2016, S.  1; L 314 vom 22.11.2016, S.  72; L 127 
vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) in der je-
weils geltenden Fassung sowie den weiteren einschlägi-
gen datenschutzrechtlichen Vorgaben entsprechen. Die 
Gemeinde oder der Gemeindeverband trägt Sorge für die 
Einhaltung der bei Durchführung digitaler Sitzungen zu 
beachtenden datenschutzrechtlichen Vorgaben. Einer 
Zustimmung der Gremienmitglieder sowie von Angehö-
rigen der Verwaltung zu Bild-Ton-Übertragungen, die er-
forderlich sind, um die Voraussetzungen des §  47a Ab-
satz 2 und 5 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen sicherzustellen, bedarf es nicht. 

(2) Die Zulässigkeit von Video- und Tonaufnahmen von 
digitalen Sitzungen mit dem Zweck der Veröffentlichung 
richtet sich nach der Maßgabe der Hauptsatzung. 

(3) Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern digitaler und 
hybrider Sitzungen sowie der Öffentlichkeit sind die we-
sentlichen sie betreffenden datenschutzrechtlichen In-
formationen und zu beachtenden Regularien vor Beginn 
der Sitzung in geeigneter Form zur Kenntnis zu bringen. 
Sofern Zustimmungen erforderlich sind, können diese 
elektronisch erteilt werden. 

(4) Für im Rahmen von digitalen und hybriden Gremien-
sitzungen gespeicherten personenbezogene Daten sind 
Schutzanforderungen und Löschfristen festzulegen und 
zu überwachen.

§ 8
IT-Sicherheit

(1) Die eingesetzten Anwendungen müssen dem aktuel-
len Stand der IT-Sicherheitstechnik für Videokonferenz- 
und Abstimmungssysteme entsprechen. Für den Einsatz 
dieser Anwendungen hat die Kommune eigenverantwort-
lich ein Konzept zu erstellen, das den Anforderungen der 
IT-Sicherheit Rechnung trägt, oder ein vorhandenes IT-
Sicherheitskonzept entsprechend zu erweitern. 

(2) Um eine sichere Nutzung der Videokonferenz- und 
Abstimmungssysteme zu ermöglichen, ist ein Handbuch 
vorzuhalten, das die erforderlichen Anweisungen bezüg-
lich Informationssicherheit sowie die zu beachtenden 
Richtlinien und Regularien umfasst. Dieses Handbuch 
muss allen Nutzerinnen und Nutzern der digitalen Sit-
zung zugänglich sein. 

(3) Wird die Verwendung privater Endgeräte zugelassen, 
hat das Konzept nach Absatz  1 Satz  2 festzulegen, 
 welche IT-sicherheitsrechtlichen und datenschutzrecht-
lichen Maßnahmen von den Gremienmitgliedern in eige-
ner Verantwortung zu treffen sind.

§ 9
Verantwortung für die digitale Teilnahmemöglichkeit

(1) Vor und während der gesamten Dauer der Sitzung 
sind im Rahmen der Sitzungsorganisation die techni-
schen und organisatorischen Voraussetzungen dafür si-
cherzustellen, dass den Gremienmitgliedern und in öf-
fentlichen Sitzungen der Öffentlichkeit der Zugang und 

die digitale Teilnahme an der Sitzung dauerhaft möglich 
sind. 

(2) Es sind vor der Sitzungsdurchführung Regelungen 
darüber zu treffen, welche Endgeräte die Gremienmit-
glieder für die digitale Sitzungsteilnahme zu verwenden 
haben und wer für die Wartung und Pfl ege der Endgeräte 
verantwortlich ist.

(3) Die Gremienmitglieder sind verantwortlich für die 
Herstellung der digitalen Verbindung zur Sitzung mit 
den dafür zur Verfügung gestellten oder zugelassenen 
Endgeräten. 

(4) Der Umfang der Pfl ichten nach den Absätzen 1 bis 3 
kann in der Geschäftsordnung näher bestimmt werden.

§ 10
Störungen der Bild-Ton-Übertragung

(1) Die Sitzung ist unverzüglich zu unterbrechen, wenn 
ein Gremienmitglied eine Störung der Bild-Ton-Über-
tragung, die es an einer ordnungsgemäßen Sitzungsteil-
nahme hindert, rügt oder wenn die Sitzungsleitung auf 
andere Weise Kenntnis von einer solchen Störung erhält. 
Die Sitzung darf vor Behebung der Störung nicht fortge-
setzt werden. Das gilt nicht, wenn es sich um eine unbe-
achtliche Störung nach Absatz  4 handelt oder davon 
ausgegangen werden kann, dass die Störung in den Ver-
antwortungsbereich des Gremienmitglieds fällt. Das ist 
insbesondere zu vermuten, wenn eine Behebung der Stö-
rung nicht gelingt und allen übrigen Gremienmitglie-
dern eine störungsfreie Bild-Ton-Übertragung möglich 
ist.

(2) Sind Verfahrensschritte durch eine Störung beein-
trächtigt gewesen, die der Fortsetzung der Sitzung ent-
gegengestanden hätte und die nicht nach Absatz 4 unbe-
achtlich ist, sind diese nach der Feststellung und Behe-
bung der Störung in der Sitzung nachzuholen. 

(3) Vor der Durchführung von digitalen oder hybriden 
Sitzungen sind Regelungen über die Meldung von Stö-
rungen zu treffen, insbesondere ist ein zweiter Melde-
weg festzulegen, auf dem Störungen bei der Bild-Ton-
Übertragung gemeldet werden können. Sitzungsleitung 
und Gremienmitglieder stellen sicher, dass die Gremi-
enmitglieder unmittelbar vor und während der Sitzung 
die Möglichkeit haben, der Sitzungsleitung technische 
oder sonstige Störungen der Bild-Ton-Übertragung zu 
melden. 

(4) Eine Störung ist insbesondere unbeachtlich, wenn

1.  nach einem Abbruch der Bild-Ton-Übertragung eine 
Meldung der Störung innerhalb einer angemessenen 
Zeit unterbleibt, die in der Geschäftsordnung festge-
legt werden kann oder

2.  das betroffene Gremienmitglied nach Wiederherstel-
lung der Übertragung ohne Rüge an Beratungen und 
Abstimmungen mitwirkt.

§ 11
Zulassungsverfahren

(1) Für die Zulassung von Anwendungen nach §  2 Ab-
satz 1 ist die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-West-
falen die gemäß § 47a Absatz 4 Satz 2 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen zuständige 
Stelle (Zulassungsstelle). 

(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Bei Anwendungen, 
die von mehreren Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
eingesetzt werden sollen, genügt eine Zulassung.

(3) Die Zulassungsstelle kann zum Nachweis der Erfül-
lung von Datenschutz- und IT-Sicherheits-Standards die 
Vorlage geeigneter Zertifi kate von dritten Stellen verlan-
gen. Sie kann sich für die Zulassungsprüfung oder Teile 
dieser Dritter bedienen. 

(4) Die Gültigkeit der Zulassungen nach Absatz  1 ist 
längstens auf fünf Jahre zu befristen. Die Gültigkeit er-
lischt, wenn wesentliche Änderungen an den Anwendun-
gen vorgenommen werden. Die Zulassung kann mit wei-
teren Nebenbestimmungen versehen werden, insbeson-
dere mit Aufl agen, mit denen die Einhaltung von in 
dieser Verordnung geregelten Anforderungen sicher-
gestellt wird.
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§ 12
Verwaltungsvorschriften

Das für Kommunales zuständige Ministerium erlässt im 
Benehmen mit der oder dem Beauftragten der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen für Informationstechnik 
die erforderlichen Verwaltungsvorschriften zur näheren 
Festlegung der Anforderungen nach den §§ 2 bis 8 sowie 
der Verfahrensschritte, die im Rahmen des Zulassungs-
verfahrens nach § 11 zu berücksichtigen sind.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 27. April 2022

Die Ministerin
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2022 S. 712

20301

Verordnung zur Änderung 
der Laufbahnverordnung

Vom 3. Mai 2022

Auf Grund des § 9 und des § 42 Absatz 6 des Landesbe-
amtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), von denen § 42 Absatz 6 durch Artikel 1 Num-
mer 5 Buchstabe c des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. 
NRW. S. 524) geändert worden ist, verordnet die Landes-
regierung:

Artikel 1

§  17 der Laufbahnverordnung vom 21. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 461) wird wie folgt geändert:

1.  Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:

  „(6) Personalentwicklungskonzepte sollen zur Förde-
rung des Wiedereinstiegs in den Beruf mindestens 
vorsehen, den Beamtinnen und Beamten, die sich in 
Elternzeit befi nden oder aus familiären Gründen be-
urlaubt sind, Urlaubs- und Krankheitsvertretungen 
anzubieten, mit ihnen rechtzeitig vor Ablauf der El-
ternzeit oder der Beurlaubung Beratungsgespräche 
über ihre Beschäftigung nach dem Wiedereinstieg zu 
führen sowie sie gezielt über den Fortbildungsbedarf 
und das Angebot der Teilnahme an der Fortbildung 
während oder nach der Elternzeit oder Beurlaubung 
zu beraten.“

2.  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
Kraft.

Düsseldorf, 3. Mai 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l 

– GV. NRW. 2022 S. 714

2126

Berichtigung der Corona-Test- und-
Quarantäneverordnung 

Vom 5. Mai 2022

In § 9 Absatz 2 Satz 4 der Corona-Test-und-Quarantäne-
verordnung vom 4. Mai 2022 (GV. NRW. S. 583a) wird das 
Wort „sie“ durch das Wort „die“ ersetzt.

Düsseldorf, den 5. Mai 2022

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Birgit  S z y m c z a k

– GV. NRW. 2022 S. 714

2170
820

Gesetz zur Änderung des Wohn- und 
 Teilhabegesetzes sowie des Ausführungsgesetzes 

zum Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung des Wohn- und 
Teilhabegesetzes sowie des Ausführungsgesetzes 

zum Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
für das Land Nordrhein-Westfalen

Vom 13. April 2022

820

Artikel 1
Änderung des Wohn- und Teilhabegesetzes

Das Wohn- und Teilhabegesetz vom 2. Oktober 2014 (GV. 
NRW. S. 625), das zuletzt durch Artikel 89 des Gesetzes 
vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a)  In Teil  1 wird in der Angabe zu Kapitel 2 nach 
der Angabe „Betreuungsangebote“ die Angabe 
„sowie Angebote zur Teilhabe an Arbeit“ einge-
fügt. 

 b)  Nach der Angabe zu §  8 werden die folgenden 
Angaben eingefügt:

   „§ 8a Vermeidung, Durchführung und Dokumen-
tation von freiheitsentziehenden Unterbringun-
gen und freiheitsbeschränkenden und freiheits-
entziehenden Maßnahmen

   § 8b Einwilligungen der Nutzerinnen, Nutzer und 
Werkstattbeschäftigten, Betreuerinnen und Be-
treuer“.

 c)  Nach der Angabe zu § 13 wird die folgende An-
gabe eingefügt: 

   „§ 13a Einrichtungsinterne Qualitätssicherung“.

 d)  Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst:

   „§ 16 Monitoring- und Beschwerdestelle, Ombud-
sperson“.

 e)  Nach der Angabe zu § 17 wird die folgende An-
gabe eingefügt:

   „§ 17a Geltung für Angebote zur Teilhabe an Ar-
beit“.

 f)  Nach der Angabe zu §  41 werden die folgenden 
Angaben eingefügt:
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   „Kapitel 6

   Angebote zur Teilhabe am Arbeitsleben in 
 Werkstätten für behinderte Menschen

   § 41a Durchführung der behördlichen Qualitäts-
sicherung

   § 41b Mittel der behördlichen Prüfung“.

 g)  Nach der Angabe zu § 43 wird die folgende An-
gabe eingefügt: 

   „§ 43a Rechte und Pfl ichten der Aufsichtsbehör-
den“.

2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden nach dem Wort „Behinde-
rung“ die Wörter „sowie Angebote zur Teil-
habe an Arbeit“ eingefügt. 

  bb)  Folgender Satz wird angefügt: 

    „Dieses Gesetz ist unter Beachtung des 
Übereinkommens über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen vom 13.  Dezember 
2006 (BGBl. 2008 II S.  1419) und des §  1 
des Inklusionsgrundsätzegesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S.  442), das zuletzt durch Artikel  1 des Ge-
setzes vom 23. März 2022 (GV. NRW. S. 414) 
geändert worden ist, anzuwenden.“

 b)  Nach Absatz  4 Nummer  7 wird folgende Num-
mer 7a eingefügt:

  „7a.  frei von Diskriminierung am Arbeitsleben 
teilnehmen und ihr Recht auf sichere und 
gesunde Arbeitsbedingungen ausüben, was 
auch den Schutz vor Gewalt und Belästi-
gungen umfasst,“.

3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz  1 wird folgender Absatz  1a einge-
fügt:

   „(1a) Dieses Gesetz gilt auch für Angebote zur 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am 
Arbeitsleben, die wegen Art oder Schwere der 
Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht 
wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt be-
schäftigt werden können.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

  bb)  In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

  cc)  Folgende Nummer 6 wird angefügt:

   „6.  Angebote in den anerkannten Werkstät-
ten für behinderte Menschen im Sinne 
des § 219 Absatz 1 Satz 1 bis 4 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. De-
zember 2016 (BGBl.  I S. 3234) in der je-
weils geltenden Fassung.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Dieses Gesetz gilt nicht für Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe, soweit diese der 
Erlaubnispfl icht nach §  45 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep-
tember 2012 (BGBl. S. 2022) unterliegen, Kran-
kenhäuser im Sinne des §  2 Nummer  1 des 
Krankenhaus fi nanzierungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 
(BGBl. S.  886), Internate der Berufsbildungs- 
und Berufsförderungswerke und Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtungen im Sinne des § 107 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetz-
liche Krankenversicherung – (Artikel  1 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1988, BGBl.  I S. 2477, 
2482) und des § 15 des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch – Gesetzliche Rentenversicherung – 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Fe-

bruar 2002 (BGBl.  I S. 754, 1404, 3384), jeweils 
in der jeweils geltenden Fassung.“

4.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 Satz  1 werden die Wörter „2 Ab-
satz  14 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl.  I 
S.  730)“ durch die Wörter „46 des Gesetzes vom 
20. August 2021 (BGBl. I S. 3932)“ ersetzt.  

 b)  In Absatz 2 werden nach dem Wort „Betreuungs-
leistungen“ die Wörter „oder Leistungen zur Teil-
habe an Arbeit als Werkstatt für behinderte Men-
schen“ eingefügt. 

 c)  Nach Absatz  3 wird folgender Absatz  3a einge-
fügt:

   „(3a) Werkstattbeschäftigte im Sinne dieses Ge-
setzes sind Menschen mit Behinderung, die in ei-
ner anerkannten Werkstatt für behinderte Men-
schen aufgenommen wurden und Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben in Anspruch nehmen. 
Das schließt Menschen mit Behinderungen mit 
sehr hohen oder sehr besonderen Unterstüt-
zungsbedarfen ein.“

 d)  In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Ange-
boten“ die Wörter „oder für die Angebote“ einge-
fügt.

5.  In der Überschrift zu Kapitel 2 werden nach dem 
Wort „Betreuungsangebote“ die Wörter „sowie An-
gebote zur Teilhabe an Arbeit“ eingefügt.

6.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 3 werden die Wörter „den leistungs-
rechtlichen Vereinbarungen“ durch die Wör-
ter „sämtlichen leistungsrechtlichen Verein-
barungen einschließlich der Vereinbarungen 
zu Wohnraumüberlassung und Betreuung“ 
ersetzt.

  bb)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

    „Die für die Leistungen verlangten Entgelte 
müssen angemessen sein.“

 b)  In Absatz  3 Nummer  5 werden nach dem Wort 
„Maßnahmen“ die Wörter „, die den zuständigen 
Prüfstellen sowie den Trägern der Eingliede-
rungshilfe auf Verlangen vorzulegen ist“ einge-
fügt.

 c)  In Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „– Gesetz-
liche Krankenversicherung – (Artikel  1 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1988, BGBl.  I S.  2477, 
2482), das zuletzt durch Artikel  4 des Gesetzes 
vom 17. August 2017 (BGBl.  I S.  3214) geändert 
worden ist,“ gestrichen.

7.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „mit“ 
die Wörter „Nutzerinnen und Nutzern, deren Mit-
wirkungsgremien und Vertrauenspersonen,“ ein-
gefügt.

 b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

   „Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsan-
bieter haben dies angebotsbezogen in Textform in 
einem Teilhabekonzept zu konkretisieren.“

8.  § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 2 werden nach dem Wort „Beschwer-
destellen“ die Wörter „, einschließlich der zentra-
len Monitoring- und Beschwerdestelle und be-
stellter Ombudspersonen sowie weiterer auch ex-
terner und trägerneutraler Beschwerde- und 
Beratungsangebote in für die Nutzerinnen und 
Nutzer geeigneter und verständlicher Weise,“ ein-
gefügt.

 b)  In Nummer  4 werden nach dem Wort „Nutzern“ 
die Wörter „, den Mitwirkungsgremien, Vertrau-
enspersonen und der zentralen Monitoring- und 
Beschwerdestelle und bestellten Ombudsperso-
nen“ eingefügt.

9.  § 8 wird durch die folgenden §§ 8 bis 8b ersetzt:
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  „§ 8

  Gewaltprävention, freiheitsbeschränkende 
und freiheitsentziehende Maßnahmen

  (1) Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbie-
ter treffen geeignete Maßnahmen zum Schutz aller 
Beteiligten vor jeder Form der Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch, einschließlich ihrer geschlechtsspe-
zifi schen Aspekte. Dazu haben sie Konzepte zur 
 Gewaltprävention in Textform zu entwickeln. Die 
Schutzkonzepte beinhalten mindestens Präventions-
strategien und Interventionskonzepte. Die Inhalte 
und deren praktische Umsetzung sind den Beschäf-
tigten regelmäßig zu vermitteln und dies zu doku-
mentieren. Diese Dokumentationen sind bei Über-
prüfungen vorzulegen. §  37a des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.

  (2) Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
müssen zusätzlich ein Konzept zur Vermeidung von 
freiheitsentziehenden Unterbringungen oder frei-
heitsbeschränkenden und freiheitsentziehenden 
Maßnahmen vorlegen. Darin ist auch die Trennung 
zwischen Anordnung, Durchführung und Überwa-
chung der Maßnahmen zu regeln sowie eine verant-
wortliche Person für die Anordnung und Überwa-
chung der Durchführung der Maßnahme zu benen-
nen. Die Beschäftigten sind mit Alternativen zu 
diesen Maßnahmen vertraut zu machen und regel-
mäßig zu schulen. Die Nutzerinnen und Nutzer sind 
durch regelmäßige adressatengerechte Informations-
veranstaltungen zu sensibilisieren.

  (3) Die Konzepte sind unter Mitwirkung der Gre-
mien, die die Interessen der Beteiligten vertreten, zu 
erstellen. Sie sind regelmäßig von den Leistungs-
anbieterinnen und Leistungsanbietern unter Mitwir-
kung dieser Gremien zu evaluieren. Hierbei sind im 
Einzelfall die erforderlichen und angemessenen Vor-
kehrungen zu treffen. 

  § 8a

  Vermeidung, Durchführung und Dokumentation 
von freiheitsentziehenden Unterbringungen und 

freiheitsbeschränkenden und freiheitsentziehenden 
Maßnahmen

  (1) Freiheitsentziehende Unterbringungen sowie 
freiheitsbeschränkende und freiheitsentziehende 
Maßnahmen sind zu vermeiden. Werden sie im Ein-
zelfall erforderlich, sind sie unter Berücksichtigung 
des besonderen Schutzbedürfnisses der Nutzerinnen, 
Nutzer oder Werkstattbeschäftigten auf das unbe-
dingt notwendige Maß zu beschränken und nur zu-
lässig

 1.  aufgrund rechtswirksamer Einwilligung der Nut-
zerin, des Nutzers oder der oder des Werkstatt-
beschäftigten,

 2.  bei einwilligungsunfähigen Nutzerinnen, Nutzern 
oder Werkstattbeschäftigten mit Einwilligung der 
rechtlichen Betreuerin oder des rechtlichen Be-
treuers oder der oder des Bevollmächtigten und 
nach vorheriger Genehmigung des Betreuungs-
gerichts,

 3.  nach einstweiliger Anordnung des Betreuungsge-
richts oder

 4.  wenn bei einem Aufschub Gefahr im Verzug ist. 

  Im Fall der Nummer 4 ist die gerichtliche Genehmi-
gung durch die Betreuerin, den Betreuer oder Be-
vollmächtigen unverzüglich nachzuholen. Ist keine 
Betreuerin, kein Betreuer oder Bevollmächtigter 
vorhanden oder erreichbar, ist das Betreuungs-
gericht unverzüglich zu informieren.  

  (2) Maßnahmen nach Absatz  1 sind ferner nur zu-
lässig, solange und soweit

 1.  sie den gerichtlich oder in der Einwilligung fest-
gelegten Umfang nicht überschreiten,

 2.  die Nutzerin, der Nutzer oder die oder der Werk-
stattbeschäftigte vor Anwendung der Maßnahme 
über deren Notwendigkeit adressatengerecht auf-
geklärt wurde,

 3.  eine weniger eingreifende Maßnahme aussichts-
los ist und 

 4.  aus Sicht der Nutzerin, des Nutzers oder der oder 
des Werkstattbeschäftigten der zu erwartende 
Nutzen die zu erwartenden Beeinträchtigungen 
deutlich überwiegt.

  Die Maßnahme ist sofort zu beenden, wenn ihre Vor-
aussetzungen entfallen.

  (3) Bei Fixierungen in Form der vollständigen Auf-
hebung der Bewegungsfreiheit durch mechanische 
Hilfsmittel ist eine ärztliche Anordnung und eine re-
gelmäßige ärztliche Überprüfung notwendig. Zudem 
sind eine ständige persönliche Bezugsbegleitung so-
wie die Beobachtung mit kontinuierlicher Kontrolle 
der Vitalfunktionen sicherzustellen.

  (4) Jede freiheitsentziehende Unterbringung und 
jede Anwendung von freiheitsbeschränkenden und 
freiheitsentziehenden Maßnahmen ist zu dokumen-
tieren. Die Dokumentation muss Angaben zur Ge-
nehmigung des Betreuungsgerichts, zur Einwilligung 
der rechtlichen Betreuerin oder des rechtlichen Be-
treuers oder der oder des Bevollmächtigten bezie-
hungsweise zur Einwilligung der Nutzerin oder des 
Nutzers oder der oder des Werkstattbeschäftigten 
sowie zu der oder dem für die Anordnung und Über-
wachung der Durchführung der Maßnahme Verant-
wortlichen enthalten. Die Dokumentation ist von 
den zuständigen Behörden und Stellen im Rahmen 
ihrer Regelprüfungen zur Qualitätssicherung zu 
prüfen.

  (5) Nach Maßnahmen nach Absatz  1 Satz  1 ist der 
Nutzerin, dem Nutzer oder der oder dem Werkstatt-
beschäftigten unverzüglich ein geeignetes Angebot 
zur Nachbesprechung zu machen. Dabei sind die 
Gründe für die Maßnahme zu erläutern, die Wahr-
nehmungen der Nutzerin oder des Nutzers zu erfra-
gen und Alternativen zu besprechen. 

  (6) Die Nutzerin oder der Nutzer oder die oder der 
Werkstattbeschäftigte können nach Durchführung 
einer Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 die Ombud-
sperson einschalten oder sich an das Betreuungsge-
richt wenden. Auf diese Möglichkeit sind die Nutze-
rin, der Nutzer oder die oder der Werkstattbeschäf-
tigte spätestens nach Beendigung der Maßnahmen 
hinzuweisen. Die Einrichtung ist verpfl ichtet, der 
Ombudsperson einmal jährlich eine Aufstellung 
über Art, Anzahl und Dauer der Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1 vorzulegen.

  (7) Die Monitoring- und Beschwerdestelle ist durch 
die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
in anonymisierter Form über jede

 1.  gerichtliche Genehmigung einer freiheitsentzie-
henden oder freiheitsbeschränkenden Maßnahme,

 2.  Abgabe einer Einwilligungserklärung zu einer 
freiheitsentziehenden oder freiheitsbeschränken-
den Maßnahme, die keinem gerichtlichen Geneh-
migungsvorbehalt unterliegt, und

 3.  einzelne durchgeführte Maßnahme zu den Num-
mern 1 und 2 zu informieren.

  Die Meldung hat jeweils zum letzten Werktag eines 
Quartals zu erfolgen.

  (8) Für freiheitsbeschränkende Maßnahmen, die kei-
nem gerichtlichen Genehmigungsvorbehalt unterlie-
gen, gelten die Regelungen für Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend.

  § 8b

  Einwilligungen der Nutzerinnen, Nutzer und 
 Werkstattbeschäftigten, Betreuerinnen und Betreuer

  (1) Eine freiheitsentziehende Unterbringung oder 
eine Maßnahme, die die Freiheit beschränkt oder 
entzieht und ausschließlich auf rechtswirksamer 
Einwilligung der Nutzerin, des Nutzers oder der 
oder des Werkstattbeschäftigten beruht, ist nur zu-
lässig, wenn sie mit der Nutzerin oder dem Nutzer 
oder der oder dem Werkstattbeschäftigten vorab er-
arbeitet und schriftlich festgehalten wurde. Hierbei 
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sind mit der Nutzerin oder dem Nutzer oder der 
oder dem Werkstattbeschäftigten 

 1.  die Maßnahme, 

 2.  die Art der Anwendung, 

 3.  der Nutzen der Maßnahme, 

 4.  die Nachteile der Maßnahme und 

 5.  die mögliche Dauer der Maßnahme mit dem nöti-
gen Zeitaufwand

  ohne Ausübung unzulässigen Drucks und miss-
bräuchlicher Einfl ussnahme zu besprechen. Bestehen 
nach der Besprechung mit der Nutzerin oder dem 
Nutzer oder der oder dem Werkstattbeschäftigten 
Anhaltspunkte für eine Einwilligungsunfähigkeit im 
Hinblick auf die konkrete Maßnahme, so ist durch 
die Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes 
festzustellen, dass keine Einwilligungsunfähigkeit 
im Hinblick auf die konkrete Maßnahme vorliegt. 

  (2) Bei Umsetzung des Absatzes 1 sind rechtliche 
Betreuerinnen und Betreuer oder Bevollmächtigte zu 
beteiligen, sofern die Nutzerin oder der Nutzer oder 
die oder der Werkstattbeschäftigte nicht widerspre-
chen. Die Nutzerin oder der Nutzer oder die oder der 
Werkstattbeschäftigte sind darauf hinzuweisen, dass 
sie oder er die Einwilligung jederzeit widerrufen 
können. Widerrufen Nutzerinnen, Nutzer oder Werk-
stattbeschäftigte ihre Einwilligung, dürfen eine frei-
heitsentziehende Unterbringung sowie freiheitsbe-
schränkende und freiheitsentziehende Maßnahmen 
nur mit der Einwilligung der rechtlichen Betreuung 
oder der oder des Bevollmächtigten und Genehmi-
gung des Betreuungsgerichts erfolgen. In regelmäßi-
gen Abständen, spätestens nach Ablauf von drei Mo-
naten ist zu überprüfen, ob die Vereinbarung nach 
Absatz 1 fortbestehen soll und keine Anhaltspunkte 
für eine Einwilligungsunfähigkeit im Hinblick auf 
die Maßnahmen vorliegen.“

10.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

    „Das Verfahren zur Anerkennung von Werk-
stätten für behinderte Menschen gemäß § 225 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
hiervon unberührt.“

  bb)  In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort 
„Qualitätssicherung“ die Wörter „und für 
Gewaltprävention“ eingefügt.

 a)  Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

   „(5) Die Leistungsanbieterinnen und Leistungs-
anbieter sind verpfl ichtet, in Leistungsangeboten 
begangene sexuelle Übergriffe und Gewalttaten 
unverzüglich der nach diesem Gesetz zuständigen 
Behörde mitzuteilen.“

11.  Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt:

  „§ 13a

  Einrichtungsinterne Qualitätssicherung

  Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter 
haben ihre Beschäftigten regelmäßig in den einrich-
tungsindividuellen Teilhabe-, Gewaltschutz-, Hy-
giene- und Infektionsschutzkonzepten zu schulen. 
Die Schulungen, die vermittelten Inhalte und die 
Teilnehmenden sind zu dokumentieren.“

12.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 3 bis 6 wird aufgehoben.

 b)  Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 1a 
und 1b eingefügt:

   „(1a) In Pfl egeeinrichtungen, in denen innerhalb 
der letzten zwölf Monate eine Regelprüfung 
durch die Prüfi nstitutionen nach § 114 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch ohne Feststellung von 
Mängeln erfolgt ist, umfassen die Regelprüfungen 
die Struktur- und Prozessqualität, grundsätzlich 
aber keine Überprüfung der Ergebnisqualität. 
Stellen die Prüfi nstitutionen nach § 114 des Elf-

ten Buches Sozialgesetzbuch während der Regel-, 
Anlass- oder Wiederholungsprüfungen nach den 
Vorschriften des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
Mängel in der Ergebnisqualität fest, so können 
sie zu diesen Prüfungen die zuständige Behörde 
hinzuziehen. Dies muss geschehen, wenn im 
Laufe dieser Prüfungen Gefahr für Leib und Le-
ben von Nutzerinnen und Nutzern festgestellt 
wird. In diesen Fällen sind die Feststellungen der 
Prüfi nstitutionen nach §  114 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch Grundlage für die Maßnahmen 
und Entscheidungen der zuständigen Behörde.

   (1b) In Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in 
denen innerhalb der letzten zwölf Monate eine 
Regelprüfung durch die Träger der Eingliede-
rungshilfe ohne Feststellung von Mängeln erfolgt 
ist, umfassen die Regelprüfungen die Struktur- 
und Prozessqualität, grundsätzlich aber keine 
Überprüfung der Ergebnisqualität. Für Quali-
tätsprüfungen durch die Träger der Eingliede-
rungshilfe gilt Absatz  1a Satz  2 bis 4 entspre-
chend.“

 c)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  5 werden die Wörter „nehmen 
und“ durch das Wort „nehmen,“ ersetzt.

  bb)  Nach Nummer  5 wird folgende Nummer  5a 
eingefügt:

   „5a.  die Qualität der Betreuung vor Ort und 
den Betreuungszustand der Nutzerin-
nen und Nutzer mit deren Einwilligung 
in Augenschein zu nehmen und“.

 d)  In Absatz 8 Satz 1 wird das Wort „Pfl egezustan-
des“ durch die Wörter „Pfl ege- und Betreuungs-
zustandes“ ersetzt. 

 e)  In Absatz  10 Satz  2 werden nach den Wörtern 
„und Maßnahmen“ die Wörter „zur Qualitäts-
sicherung und“ eingefügt. 

13.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

   „Die Befugnisse der nach § 225 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zuständigen Behörden 
bleiben hiervon unberührt.“

 b)  Nach Absatz  4 wird folgender Absatz  4a einge-
fügt:

   „(4a) Für Wohn- und Betreuungsangebote, die 
den Qualitätsprüfungen durch die Träger der 
Eingliederungshilfe unterfallen, gilt Absatz  4 
Satz 1 und 2 entsprechend.“

 c)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden nach dem Wort „Pfl ege-
dienstleitung“ die Wörter „, eine verantwort-
liche Fachkraft“ eingefügt.

  bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

    „Satz  1 gilt bei Angeboten zur Teilhabe an 
Arbeit nur hinsichtlich der persönlichen Eig-
nung.“

 d)  In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem Wort „Stel-
len“ die Wörter „sowie die Anerkennungsbehör-
den nach § 225 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch“ eingefügt. 

14.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

   „§ 16

   Monitoring- und Beschwerdestelle, 
Ombudsperson“.

 b)  Dem Wortlaut wird folgender Absatz  1 vorange-
stellt:

   „(1) Das für Pfl ege und Eingliederungshilfe zu-
ständige Ministerium richtet eine zentrale Monito-
ring- und Beschwerdestelle zur Gewaltprävention, 
Beobachtung und Beratung im Zusammenhang 
mit der Durchführung von freiheitsentziehenden 
Unterbringungen und freiheitsbeschränkenden 
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und freiheitsentziehenden Maßnahmen nach §  8a 
ein. Die Monitoring- und Beschwerdestelle arbei-
tet unabhängig und ist fachlich nicht weisungsge-
bunden. Zu den Aufgaben gehören insbesondere

  1.  die Bereitstellung geeigneter Informationen 
zur Vermeidung und Anwendung von Maßnah-
men nach § 8a, 

  2.  die Entgegennahme, Auswertung und Bericht-
erstattung über Maßnahmen nach § 8a in Ein-
richtungen nach diesem Gesetz,

  3.  der Informationsaustausch, die Beratung und 
Unterstützung der kommunalen Ombudsper-
sonen und 

  4.  die Entgegennahme von Beschwerden im Zu-
sammenhang mit freiheitsentziehenden sowie 
freiheitsbeschränkenden Maßnahmen nach 
§ 8a.“

 c)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz  2 und in 
Satz 1 werden die Wörter „können ehrenamtlich 
engagierte Personen zu“ durch das Wort „sollen“ 
ersetzt.

15.  § 17 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Buchstabe j wird nach dem Wort 
„Pfl egeberufe“ das Wort „, Beschäftig-
ten“ eingefügt.

   bbb)  In Buchstabe r wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt.

   ccc)  Folgende Buchstaben s bis x werden 
angefügt:

    „s)  der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Werkstatträte NRW, 

    t)  der Werkstätten (Leistungserbrin-
ger) und der Landesarbeitsgemein-
schaft der Werkstätten für behin-
derte Menschen in Nordrhein-
Westfalen,

    u)  der Interessenvertretung der Werk-
stattbeschäftigten und ihrer Ange-
hörigen,

    v)  der Regionaldirektion der Bundes-
agentur für Arbeit in Nordrhein-
Westfalen,

    w)  der Deutschen Gesetzlichen Ren-
tenversicherung, 

    x)  der Deutschen Gesetzlichen Un-
fallversicherung und“.

  bb)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

   „2.  die oder der Beauftragte der Landesre-
gierung für Menschen mit Behinderung 
sowie für Patientinnen und Patienten in 
Nordrhein-Westfalen.“

  cc)  Nummer 3 wird aufgehoben. 

 b)  In Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden nach dem 
Wort „Qualitätssicherung“ die Wörter „und des 
Gewaltschutzes“ eingefügt.

16.  Nach § 17 wird der folgende § 17a eingefügt:

  „§ 17a

  Geltung für Angebote zur Teilhabe an Arbeit

  Für Angebote zur Teilhabe an Arbeit nach diesem 
Gesetz gelten aus dem Allgemeinen Teil die § 4 Ab-
sätze 1 bis 8, §§ 6 bis 11, 13a und 16 entsprechend.“

17.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

   „Der Beirat ist auf Verlangen in geeigneter Weise 
über Beschwerdeverfahren nach § 6 Absatz 2 zu 
unterrichten.“

 b)  Nach Absatz 3 Satz 2 werden folgende Sätze ein-
gefügt: 

   „Der Beirat kann aus seiner Mitte eine Frauen-
beauftragte bestellen. Die Frauenbeauftragte ist 
Ansprechpartnerin und berät die Nutzerinnen 
insbesondere bei psychischer und körperlicher 
Gewalterfahrung oder sexueller Belästigung. Sie 
kann zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben fachkun-
dige Personen ihres Vertrauens hinzuziehen. 
Diese sind zur Verschwiegenheit verpfl ichtet.“

18.  § 23 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  2 Satz  2 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „oder die Prüfungsfrist nach 
§ 114c Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch für die Einrichtung Anwendung fi ndet.“ 
 ersetzt.

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Die zuständigen Behörden haben den Auf-
sichtsbehörden die Prüfberichte spätestens drei 
Monate nach Abschluss der Prüfung zu übersen-
den.“

19.  Dem § 30 wird folgender Absatz 4 angefügt:

  „(4) Die zuständigen Behörden haben den Auf-
sichtsbehörden die Prüfberichte spätestens drei Mo-
nate nach Abschluss der Prüfung zu übersenden.“

20.  Dem § 41 wird folgender Absatz 3 angefügt:

  „(3) Die zuständigen Behörden haben den Auf-
sichtsbehörden die Prüfberichte spätestens drei Mo-
nate nach Abschluss der Prüfung zu übersenden.“

21.  Nach § 41 wird folgendes Kapitel 6 eingefügt:

  „Kapitel 6

  Angebote zur Teilhabe am Arbeitsleben in 
 Werkstätten für behinderte Menschen

  § 41a

  Durchführung der behördlichen Qualitätssicherung

  (1) Die zuständigen Behörden prüfen die Angebote 
zur Teilhabe an Arbeit daraufhin, ob sie die Anfor-
derungen nach diesem Gesetz erfüllen. Die Regel-
prüfungen sind in jährlichen Abständen durchzu-
führen. Abweichend von Satz  2 können Regelprü-
fungen in größeren Abständen bis zu höchstens zwei 
Jahren stattfi nden, wenn bei der letzten Prüfung 
keine wesentlichen Mängel festgestellt wurden. Eine 
Prüfung erfolgt darüber hinaus, wenn Anhalts-
punkte oder Beschwerden vorliegen, die darauf 
schließen lassen, dass die Anforderungen nach die-
sem Gesetz nicht erfüllt sind (anlassbezogene Prü-
fungen).

  (2) § 14 Absatz 2 bis 5, 7 und 9 bis 12 gilt entspre-
chend. 

  (3) Die zuständigen Behörden haben den Aufsichts-
behörden die Prüfberichte spätestens drei Monate 
nach Abschluss der Prüfung zu übersenden.

  § 41b

  Mittel der behördlichen Prüfung

  (1) Wird festgestellt, dass die Anforderungen nach 
diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes nicht 
erfüllt werden, soll die zuständige Behörde zunächst 
über die Möglichkeiten zur Abstellung dieser Män-
gel beraten. Die Beratung fi ndet auf Wunsch an ei-
nem gesonderten Termin statt, wenn die Leistungs-
anbieterin oder der Leistungsanbieter eine Vertrete-
rin oder einen Vertreter der Vereinigung, der sie oder 
er angehört, hinzuziehen will.

  (2) Werden festgestellte oder die Ursachen für dro-
hende Mängel nicht abgestellt, sollen gegenüber den 
Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern An-
ordnungen erlassen werden, die zur Beseitigung ei-
ner eingetretenen oder Abwendung einer drohenden 
Beeinträchtigung des Wohls der Werkstattbeschäftig-
ten, Beschäftigten und Leitungskräfte und zur 
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Durchsetzung der den Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbietern obliegenden Pfl ichten erforder-
lich sind. Die Befugnisse der nach § 225 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Behörden 
bleiben hiervon unberührt. 

  (3) § 15 Absatz 6 bis 9 gilt entsprechend.“

22.  § 42 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 2 wird die Angabe „Absatz 2“ durch 
die Angabe „Absatz 3“ ersetzt.

 b)  In Nummer  4 werden nach den Wörtern „Ab-
satz 4 Satz 2“ das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt und nach den Wörtern „Absatz 5 Satz 2“ 
die Wörter „oder Absatz 6 Satz 2“ eingefügt.

 c)  In Nummer  7 werden nach dem Wort „Wohnge-
meinschaft“ die Wörter „oder Werkstatt“ und 
nach dem Wort „Nutzer“ die Wörter „oder einer 
oder einem Werkstattbeschäftigten“ eingefügt.

 d)  In Nummer 10 wird das Komma am Ende durch 
die Wörter „; im Zusammenhang mit Angeboten 
zur Teilhabe an Arbeit gilt dies nur, soweit Perso-
nen beschäftigt werden, die die persönlichen 
 Anforderungen nach § 4 Absatz 8 nicht erfüllen,“ 
ersetzt.

 e)  In Nummer  12 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „oder“ ersetzt.

 f)  Folgende Nummer 13 wird angefügt:

  „13.  entgegen § 8 Absatz 1 Satz 2 und 3 kein Ge-
waltschutzkonzept erstellt oder bei einer 
Prüfung gemäß §  14 entgegen §  8 Absatz  1 
Satz 5 keine Dokumentation vorlegt.“

23.  § 43 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

  „(4) Oberste Aufsichtsbehörde ist das für Pfl ege und 
Eingliederungshilfe zuständige Ministerium.“

24.  Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt:

  „§ 43a

  Rechte und Pfl ichten der Aufsichtsbehörden

  (1) Die Aufsichtsbehörden haben jährlich stichpro-
benweise 5 Prozent der Einrichtungen in ihrem je-
weiligen Zuständigkeitsbereich, für die Regelprü-
fungen durchzuführen sind, zu prüfen. 1 weiteres 
Prozent der Einrichtungen, für die Regelprüfungen 
durchzuführen sind, sind in Absprache mit der 
obersten Aufsichtsbehörde im Zuständigkeitsbereich 
einer anderen Aufsichtsbehörde im Umfang einer 
Regelprüfung durchzuführen. Die Prüfungen sollten 
gemeinsam mit den zuständigen Behörden erfolgen.

  (2) Die Aufsichtsbehörden werten sämtliche Prüf-
berichte aus und informieren das für Pfl ege und Ein-
gliederungshilfe zuständige Ministerium einmal 
jährlich. Werden wesentliche Mängel festgestellt, ist 
unverzüglich zu berichten.“

25.  § 44 wird wie folgt geändert: 

 a)  Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

   „Satz  1 gilt entsprechend für die in §  63 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch genannten 
Leistungsträger im Bereich der Teilhabe an Ar-
beit.“

 b)  Nach Absatz  1 wird folgender Absatz  1a einge-
fügt:

   „(1a) Das für Pfl ege und Eingliederungshilfe zu-
ständige Ministerium führt mit den Aufsichtsbe-
hörden sowie allen zuständigen Behörden nach 
diesem Gesetz Dienstbesprechungen mit dem 
Ziel der Vereinheitlichung der Rechtsanwendung 
und der Optimierung der Qualitätssicherung 
durch. Die Aufsichtsbehörden vereinbaren mit 
den zuständigen Behörden einen regelmäßigen 
Austausch über aktuelle Umsetzungsfragen, ins-
besondere auch zu Schulungs- und Weiterbil-
dungsbedarfen. Die Aufsichtsbehörden haben 
mindestens zwei gemeinsame Dienstbesprechun-
gen im Jahr sowie aus besonderen Anlässen wei-

tere gemeinsame Dienstbesprechungen mit den 
zuständigen Behörden durchzuführen. Das für 
Pfl ege und Eingliederungshilfe zuständige Minis-
terium ist über die Ergebnisse zu unterrichten.“

 c)  Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

   „Satz 1 gilt auch für Feststellungen und Erkennt-
nisse nach § 15 Absatz 6 und 7.“

 d)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden nach dem Wort „Spitzen-
verbände“ die Wörter „sowie der Leistungs-
träger für die Werkstätten für behinderte 
Menschen“ eingefügt.

  bb)  In Satz  2 wird das Wort „sollen“ durch das 
Wort „müssen“ ersetzt. 

26.  Nach § 45 Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge-
fügt:

  „(3a) Für Angebote zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach diesem Gesetz gelten nur die Absätze 2 und 3. 
Bundesrechtliche Regelungen bleiben unberührt.“ 

27.  In §  46 werden die Wörter „zuletzt geändert durch 
Artikel  1 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 (BGBl.  I 
S. 1478)“ durch die Wörter „das zuletzt durch Arti-
kel 1 und 2 Satz 2 des Gesetzes vom 29. September 
2020 (BGBl. I S. 2048) geändert worden ist“ ersetzt.

28.  § 47 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Einrichtungen, die vor Ablauf des 15. Oktober 
2014 in Betrieb genommen worden sind, können 
Doppelzimmer, die oberhalb der gemäß § 20 Ab-
satz 3 Satz 2 vorgeschriebenen Quote liegen, aus-
schließlich für die Kurzzeitpfl ege im Sinne des 
§ 42 des Elften Buches Sozialgesetzbuch nutzen.“

 b)  Nach Absatz 7 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

   „Hiervon ausgenommen sind die Regelungen des 
§  8 Absatz  8 der Wohn- und Teilhabegesetz-
Durchführungsverordnung.“ 

 c)  Folgender Absatz 9 wird angefügt:

   „(9) Abweichend von § 41a Absatz 1 Satz 3 sind 
im Jahr 2023 Regelprüfungen in 50 Prozent der 
Einrichtungen durchzuführen, im Jahr 2024 Re-
gelprüfungen in den noch nicht geprüften Ein-
richtungen.“

29.  § 49 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird aufgehoben. 

 b)  Absatz  4 wird Absatz  3 und in Satz  1 werden 
nach dem Wort „Pfl ege“ die Wörter „und Einglie-
derungshilfe“ und nach der Angabe „2023“ die 
Wörter „, zum 31. Dezember 2025“ eingefügt.
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Artikel 2
Änderung des Ausführungsgesetzes zum Neunten Buch 

Sozialgesetzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen

Das Ausführungsgesetz zum Neunten Buch Sozialgesetz-
buch für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Juli 
2018 (GV. NRW. S. 414, ber. S. 460) wird wie folgt geän-
dert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Die Träger der Eingliederungshilfe nehmen 
die Aufgaben der Eingliederungshilfe als Selbst-
verwaltungsaufgaben wahr.“

2.  Dem § 2 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

  „Durch die heranziehenden Träger ist in geeigneter 
Weise sicherzustellen, dass die erlassenen Richtlinien 
eine ordnungsgemäße und einheitliche Erfüllung der 
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Aufgaben gewährleisten und dass die Erfüllung der 
Aufgaben den erlassenen Richtlinien entspricht.“

3.  Dem § 5 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „Über Abschluss oder Änderung von Kooperations-
vereinbarungen kann sich die aufsichtsführende Be-
hörde durch die Träger der Eingliederungshilfe unter-
richten lassen.“

4.  Dem § 6 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

  „Zur Umsetzung dieser Aufgaben entwickelt die Ar-
beitsgemeinschaft ein Statistiksystem.“

5.  § 8 wird wie folgt gefasst:

  „§ 8

  Qualitätsprüfung

  (1) Zur Sicherstellung der Qualität der vereinbarten 
Leistungen nehmen die Träger der Eingliederungs-
hilfe oder die von diesen beauftragten Dritten regel-
mäßig anlassunabhängige Prüfungen vor. Die Prüfun-
gen erfolgen ohne vorherige Ankündigung. Sie dienen 
insbesondere dem Schutz der Leistungsberechtigten 
vor einer unzureichenden Betreuungsqualität durch 
die Träger der Eingliederungshilfe. Die aufsichtsfüh-
rende Behörde kann diese begleiten. Leistungsberech-
tigte sind in Prüfungen einzubinden. Im Übrigen gel-
ten die §§ 128 und 131 Absatz 1 Nummer 6 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch.

  (2) Vorhandene Prüfkonzepte der Träger der Einglie-
derungshilfe kann sich die aufsichtsführende Behörde 
vorlegen lassen. 

  (3) Die Anforderungen an die Zusammenarbeit nach 
§ 5 Absatz 2 gelten auch für die Vornahme von Prü-
fungen, insbesondere für die Zusammenarbeit mit 
den für das Wohn- und Teilhabegesetz vom 2. Okto-
ber 2014 (GV. NRW. S.  625), das zuletzt durch Arti-
kel  1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 
714) geändert worden ist, und das Achte Buch Sozi-
algesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11.  September 2012 
(BGBl.  I S.  2022), das zuletzt durch Artikel  42 des 
Gesetzes vom 20. August 2021 (BGBl.  I S. 3932) ge-
ändert worden ist, zuständigen Behörden. Zur Koor-
dinierung der Prüfungen sind mit den Trägern der 
Sozialhilfe, den für das Wohn- und Teilhabegesetz 
zuständigen Behörden sowie dem Medizinischen 
Dienst Kooperationsvereinbarungen über die ver-
bindliche Steuerung und Prüfungsplanung abzu-
schließen.

  (4) Die Träger der Eingliederungshilfe und die von ih-
nen mit der Prüfung beauftragten Personen sind unter 
Beachtung der Bestimmungen des Datenschutzes be-
rechtigt,

 1.  die im Zusammenhang mit dem Betrieb der Ein-
richtung nutzbaren Grundstücke und Räume zu 
betreten, soweit diese einem Hausrecht der Bewoh-
nerinnen und Bewohner unterliegen, nur mit deren 
Zustimmung,

 2.  die von den Leistungserbringern nutzbaren Büro-, 
Betriebs- oder Geschäftsräume zu betreten, unab-
hängig davon, ob sich diese am Ort der Leistungs-
erbringung oder an einem anderen Ort befi nden,

 3.  die Aufzeichnungen und sonstigen Unterlagen des 
Leistungserbringers einzusehen und auf Kosten 
der Leistungserbringer Kopien der Aufzeichnun-
gen anfertigen zu lassen sowie Originale der Auf-
zeichnungen zu Prüfzwecken mitzunehmen,

 4.  das zur Leistungserbringung eingesetzte Personal, 
die Leistungsberechtigten sowie deren Vertrauens-
personen zu befragen und

 5.  die Qualität der Betreuung vor Ort und den Be-
treuungszustand der Leistungsberechtigten mit 
deren Zustimmung in Augenschein zu nehmen.

  Der Leistungserbringer und das zur Leistungserbrin-
gung eingesetzte Personal haben die Maßnahmen 
nach Satz  1 zu dulden. Das Grundrecht der Unver-
letzlichkeit der Wohnung (Artikel  13 Absatz  1 des 
Grundgesetzes) wird durch die Betretungsrechte des 

Satzes 1 Nummer  1 erster Halbsatz und Nummer  2 
insoweit eingeschränkt.“
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Artikel 3
Gesetz über die Evaluierung der Auswirkungen 

des Gesetzes zur Änderung des Wohn- und Teilhabe-
gesetzes sowie des Ausführungsgesetzes 

zum Neunten Buch Sozialgesetzbuch

§ 1
Bericht zum Gewaltschutz

Das für Eingliederungshilfe und Pfl ege zuständige Mi-
nisterium berichtet dem Landtag erstmals zum 31. De-
zember 2025 und anschließend alle fünf Jahre über die 
Erfahrungen mit den und die Wirkung der Regelungen 
zum Gewaltschutz nach den §§  8 bis 8b und 16 des 
Wohn- und Teilhabegesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. 
NRW. S.  625), das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 714) geändert worden 
ist.

§ 2
Bericht zur Aufsicht über Werkstätten 

für behinderte Menschen

Das für die Eingliederungshilfe zuständige Ministerium 
berichtet dem Landtag erstmals zum 31. Dezember 2025 
und anschließend alle fünf Jahre über die Erfahrungen 
mit und die Wirkung der Aufsicht über die Werkstätten 
für behinderte Menschen nach Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Wohn- und Teilhabegesetzes sowie des 
Ausführungsgesetzes zum Neunten Buch Sozialgesetz-
buch vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 714).

§ 3
Evaluierung der Kosten des Gesetzes zur Änderung 

des Wohn- und Teilhabegesetzes sowie des Ausführungs-
gesetzes zum Neunten Buch Sozialgesetzbuch

Bei der Evaluierung nach § 49 Absatz 3 des Wohn- und 
Teilhabegesetzes sind die Auswirkungen von Artikel  1 
des Gesetzes zur Änderung des Wohn- und Teilhabege-
setzes sowie des Ausführungsgesetzes zum Neunten 
Buch Sozialgesetzbuch gesondert auszuweisen.

§ 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

Artikel 4
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
1. Januar 2023 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 28 tritt mit Wirkung vom 1. August 
2021 in Kraft.

Düsseldorf, den 13. April 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Finanzen, auch sofern mit 
der Wahrnehmung der Geschäfte des Ministeriums für 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
beauftragt, sowie

Für den Minister für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales sowie

Für die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung und
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Für den Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten sowie Internationales

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2022 S. 714
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Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz 

für das Schuljahr 2022/2023

Vom 14. April 2022

Auf Grund des §  93 Absatz  2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 
S.  404) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Schule und Bildung im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium der Finanzen sowie mit Zustimmung der für 
Schulen und für Haushalt und Finanzen zuständigen 
Landtagsausschüsse:

Artikel 1

Die Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulge-
setz vom 18. März 2005 (GV. NRW. S.  218), die zuletzt 
durch Verordnung vom 5. Mai 2021 (GV. NRW. S. 595, ber. 
S. 652) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 2 Absatz 1 Nummer 9 werden die Wörter „Schule 
für Kranke“ durch das Wort „Klinikschule“ ersetzt.

2.  In § 2 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Grund-
schule“ die Angabe „0,4“ durch die Angabe „0,5“ und 
die Wörter „Schule für Kranke“ durch das Wort „Kli-
nikschule“ ersetzt.

3.  In § 5 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Schulen für 
Kranke“ durch das Wort „Klinikschulen“ ersetzt.

4.  § 6 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz  2 Satz  3 wird die Angabe „4 und 5“ 
durch die Angabe „4, 5 und 6“ ersetzt.

 b)  In Absatz 9 Nummer 3 werden die Wörter „Schule 
für Kranke“ durch das Wort „Klinikschule“ er-
setzt.

5.  Nach § 7 werden die folgenden §§ 8 bis 10 eingefügt:

  „§ 8

  Relationen ‚Schülerinnen und Schüler je Stelle‘

  (1) Die Relationen „Schülerinnen und Schüler je 
Stelle“ betragen nach Maßgabe des Haushalts 

 1.  Grundschule 21,95 

 2.  Hauptschule 17,86 

 3.  Realschule 20,19 

 4.  Sekundarschule 16,27

 5.  Gymnasium 

  a)  Sekundarstufe I (G 8) 19,17

  b)  Sekundarstufe I (G 9) 19,87 

  c)  Sekundarstufe II 12,70 

 6.  Gesamtschule 

  a)  Sekundarstufe I 18,63 

  b)  Sekundarstufe II 12,70 

 7.  Berufskolleg 

  a)  Bildungsgänge der Berufsschule 

   aa)  Fachklassen des dualen Systems, einfach-
qualifi zierend

     Vollzeit 16,18
     Teilzeit 41,64 

   bb)  Fachklassen des dualen Systems, doppel-
qualifi zierend 

     Vollzeit 14,34
     Teilzeit 38,37 

   cc)  Ausbildungsvorbereitung
     Vollzeit 16,18
     Teilzeit 41,64

   dd)  Ausbildung nach § 66 des Berufsbildungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I S. 920), das 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 28. März 
2021 (BGBl.  I S. 591) geändert worden ist, 
oder nach § 42r der Handwerksordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I 
S. 2095), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 9. Juni 2021 (BGBl.  I S.  1654) 
geändert worden ist 31,60 (SLR analog 
FÖS BK)

  b)  Bildungsgänge der Berufsfachschule 

   aa)  einjährig, berufl iche Kenntnisse (Vorausset-
zung: Erster Schulabschluss) 16,18 

   bb)  einjährig, berufl iche Kenntnisse (Vorausset-
zung: Erweiterter Erster Schulabschluss) 
16,18 

   cc)  zweijährig, berufl iche Kenntnisse und 
Fachhochschulreife 16,18 

   dd)  zweijährig, Berufsabschluss nach Landes-
recht und Fachoberschulreife 14,34 

     in dreijähriger Teilzeitform 27,28
     in vierjähriger Teilzeitform 38,37

   ee)  zweijährig, Berufsabschluss nach Landes-
recht (Voraussetzung: Hochschulreife oder 
Fachhochschulreife (schulischer Teil)) 16,18 

   ff)  dreijährig, berufl iche Kenntnisse und allge-
meine Hochschulreife 14,34 

   gg)  dreijährig, dreieinhalbjährig und vierjäh-
rig, Berufsabschluss nach Landesrecht und 
Fachhochschulreife oder allgemeine Hoch-
schulreife 14,34 

  c)  Bildungsgänge der Fachoberschule 

   aa)  einjährig, berufl iche Kenntnisse und Fach-
hochschulreife (FOS 12 B) 14,34 

     in zweijähriger Teilzeitform 38,37 
     in dreijähriger Teilzeitform 41,64

   bb)  zweijährig, berufl iche Kenntnisse und 
Fachhochschulreife (FOS 11, 12) 

     Klasse 11 41,64 
     Klasse 12 Vollzeit 14,34 

   cc)  einjährig, berufl iche Kenntnisse und allge-
meine Hochschulreife (FOS) 14,34 

     in zweijähriger Teilzeitform 38,37 

  d)  Bildungsgänge der Fachschule 

   aa)  Vollzeit 16,18 

   bb)  Teilzeit 38,37 

   cc)  Dreijährige Fachschule 27,28 

  e)  Bei halbjährig endenden Bildungsgängen ver-
doppelt sich die entsprechende Relation für das 
letzte Schuljahr. 

 8.  Förderschulen 
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  a)  Förderschwerpunkte im Bereich der Lern- und 
Entwicklungsstörungen (Lernen, Emotionale 
und soziale Entwicklung, Sprache) 9,92

  b)  Förderschwerpunkt Sehen (Blinde) 5,89 

  c)  Förderschwerpunkt Hören und Kommunika-
tion (Gehörlose) 5,89 

  d)  Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung 6,14 

  e)  Förderschwerpunkt Körperliche und motori-
sche Entwicklung 5,89 

  f)  Förderschwerpunkt Sehen (Sehbehinderte) 7,83 

  g)  Förderschwerpunkt Hören und Kommunika-
tion (Schwerhörige) 7,83 

  h)  Intensivpädagogische Förderung bei Schwerst-
behinderung gemäß §  15 der Verordnung über 
die sonderpädagogische Förderung, den Haus-
unterricht und die Schule für Kranke vom 
29.  April 2005, zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 1. Juli 2016 (außer Emotionale und 
soziale Entwicklung) 4,17

 9.  Klinikschule 5,89 

 10.  Weiterbildungskolleg

  a)  Abendrealschule 

   aa)  Vollbeleger 22,77 

   bb)  Teilbeleger 35,00 

  b)  Abendgymnasium 

   aa)  Vollbeleger 18,18 

   bb)  Teilbeleger 41,90 

  c)  Kolleg 

   aa)  Vollbeleger 12,55 

   bb)  Teilbeleger 29,96. 

  (2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann in besonderen Fällen, insbesondere für Schul-
versuche sowie bei Förderschulen und Klinikschulen, 
die Relationen nach den jeweiligen Erfordernissen ab-
weichend von Absatz 1 im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium festsetzen. Es wird 
ferner ermächtigt, bei notwendiger Aufteilung des 
Unterrichts in Theorieunterricht und fachpraktische 
Unterweisung im Rahmen der in Absatz 1 festgelegten 
Relationen Umrechnungen in Teilrelationen vorzu-
nehmen.

  § 9

  Unterrichtsmehrbedarf

  (1) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann den Schulaufsichtsbehörden für den Unter-
richtsmehrbedarf einen Ganztagsstellenzuschlag für 
Grundschulen, für die Sekundarstufe I sowie für För-
derschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen in 
Höhe von 20 Prozent und für die übrigen Förderschu-
len und die Klinikschulen in Höhe von 30 Prozent der 
Grundstellenzahl zuweisen. Für die Berechnung des 
Ganztagsstellenzuschlags an den Förderschulen ist 
zusätzlich der Unterrichtsmehrbedarf nach Absatz  2 
Nummer 12 zu berücksichtigen.

  (2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann den Schulaufsichtsbehörden nach näherer Be-
stimmung des Haushalts zusätzliche Stellen oder Mit-
tel für den Unterrichtsmehrbedarf zuweisen, insbe-
sondere:

 1.  für besondere Unterrichtsangebote,

 2.  für Schulversuche, Modellversuche und Entwick-
lungsvorhaben,

 3.  für den Hausunterricht erkrankter Schülerinnen 
und Schüler,

 4.  zur vorübergehenden Absicherung der Personal-
ressource für kleine Schulen in Aufl ösung,

 5.  für Integrationshilfen, herkunftssprachlichen Un-
terricht und für Schülerinnen und Schüler mit 
schwierigen Ausgangslagen,

 6.  für die Ganztagsförderung in Hauptschulen und 
Förderschulen in der Sekundarstufe I mit er-
weitertem Ganztagsbetrieb in Höhe von insgesamt 
30 Prozent der Grundstellenzahl,

 7.  für die sonderpädagogische Förderung an allge-
meinbildenden weiterführenden Schulen (Lehr-
kräfte für Sonderpädagogik, Lehrkräfte anderer 
Lehrämter),

 8.  für multiprofessionelle Teams und zur Unterstüt-
zung der Inklusion (Lern- und Entwicklungs-
störungen) an Berufskollegs,

 9.  für die Inklusion an Berufskollegs außerhalb der 
Lern- und Entwicklungsstörungen,

 10.  für multiprofessionelle Teams zur Begleitung der 
Beschulung zugewanderter Jugendlicher an Be-
rufskollegs,

 11.  für Lehrkräfte für Sonderpädagogik in der 
Grundschule,

 12.  für die Förderung der Schülerinnen und Schüler 
an Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 
Emotionale und soziale Entwicklung und Sprache 
(Mehrbedarf I) sowie mit einer besonderen Aus-
prägung des Förderschwerpunkts Emotionale und 
soziale Entwicklung (Mehrbedarf II), 

 13.  für Stellen für Personen aus anderen pädagogi-
schen Berufsgruppen (multiprofessionelle Teams) 
im Gemeinsamen Lernen an Grundschulen sowie 
an allgemeinbildenden weiterführenden Schulen,

 14.  für Stellen zur Anpassung der Relationen ‚Schüle-
rinnen und Schüler je Stelle‘ für den Bildungs-
gang berufl iches Gymnasium von 14,34 auf 12,70 
sowie

 15.  für Stellen für Fachkräfte aus anderen pädagogi-
schen Berufsgruppen an Förderschulen (multipro-
fessionelle Teams).

  § 10

  Ausgleichsbedarf

  (1) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann den Schulaufsichtsbehörden zusätzliche Stellen 
oder Mittel zuweisen zum Ausgleich für:

 1.  Vertretungsunterricht, insbesondere bei langfris-
tigen Erkrankungen und Mutterschutz sowie für 
eine Vertretungsreserve Grundschule,

 2.  Tätigkeit von Lehrkräften, die gleichzeitig als 
Fachleiterinnen oder Fachleiter an einem Zentrum 
für schulpraktische Lehrerausbildung tätig sind 
sowie

 3.  Personalratstätigkeit und Tätigkeit in einer 
Schwerbehindertenvertretung in Höhe der gewähr-
ten Anrechnungsstunden.

  (2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
kann den Schulaufsichtsbehörden nach näherer Be-
stimmung des Haushalts zusätzliche Stellen oder Mit-
tel zuweisen, insbesondere zum Ausgleich für Lehre-
rinnen und Lehrer, denen die Vorgriffsstunde zurück-
gewährt wird, für Fortbildung und Qualifi kation, für 
Medienberatung und Datenschutz, für Ansprechper-
sonen für LOGINEO NRW, zur Betreuung von Prakti-
kantinnen und Praktikanten in den Praxiselementen 
nach dem Gesetz über die Ausbildung für Lehrämter 
an öffentlichen Schulen vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. 
S.  308), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 
2021, für Curriculumentwicklung, für Aufgaben der 
inneren Schulentwicklung, für Schulversuche, für 
Fachberatung in der Schulaufsicht, für Berufs- und 
Studienorientierung, für Beratung zur Suchtvorbeu-
gung, für Beratung für den Schulsport, für Schul-
buchgenehmigung und Softwareberatung, für die fl ä-
chendeckende Unterrichtsausfallerhebung, zur Unter-
stützung des Inklusionsprozesses, für die Mitarbeit in 
Kommunalen Integrationszentren zur Förderung von 
Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien 
und für die Prävention und Intervention gegen Anti-
semitismus, Rechtsextremismus und Linksextremis-
mus, Salafi smus, für das Programm ‚Internationale 
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Lehrkräfte Fördern (ILF)‘ sowie für Entlastungen 
beim Seiteneinstieg im Zusammenhang mit dem Dua-
len Master.“

6.  In §  13 Absatz  2 wird die Angabe „2022“ durch die 
Angabe „2023“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 14. April 2022

Die Ministerin für Schule und Bildung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Yvonne  G e b a u e r

– GV. NRW. 2022 S. 721

238

Verordnung 
über die Zuständigkeit für die Erstellung 

und Anerkennung von Mietspiegeln im Land 
Nordrhein-Westfalen

(Mietspiegel-Zuständigkeits-Verordnung – 
MsZVO)

Vom 26. April 2022

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 und des § 17 des Lan-
desorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S.  421), zuletzt geändert durch Artikel  1 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2020 (GV.NRW. S. 1238), verordnet die 
Landesregierung nach Anhörung des fachlich zuständi-
gen Ausschusses des Landtags:

§ 1 
Zuständigkeit 

Die Gemeinden sind zuständig für die Erstellung oder 
Anerkennung sowie die Anpassung, Dokumentation und 
Veröffentlichung von Mietspiegeln nach den §§ 558c und 
558d des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die Gemeinden 
nehmen die Aufgabe als Selbstverwaltungsangelegenheit 
wahr.

§ 2
Berichtspfl icht

Das für Wohnen zuständige Ministerium berichtet der 
Landesregierung zu dieser Verordnung zum 30. Juni 2027.

§ 3
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, 26. April 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Für die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Die Ministerin für Verkehr

Ina  B r a n d e s

– GV. NRW. 2022 S. 723

7820

Verordnung
 über den Nachweis des Verbleibs von Wirtschafts-
dünger ( Wirtschaftsdüngernachweisverordnung – 

WDüngNachwVO)

Vom 26. April 2022

Auf Grund des §  6 der Verordnung über das Inverkehr-
bringen und Befördern von Wirtschaftsdünger vom 21. 
Juli 2010 (BGBl.  I S.  1062) in Verbindung mit § 15 Ab-
satz  6 Satz  1 des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 
(BGBl. I S. 54, 136) verordnet die Landesregierung:

 § 1
Zweck und Geltungsbereich dieser Verordnung

Diese Verordnung trifft weitergehende Regelungen hin-
sichtlich der zur Überwachung der Einhaltung dünge-
rechtlicher Vorschriften erforderlichen Aufzeichnungs-, 
Aufbewahrungs-, Melde- und Mitteilungspfl ichten nach 
den §§ 3 bis 5 der Verordnung über das Inverkehrbringen 
und Befördern von Wirtschaftsdünger vom 21. Juli 2010 
(BGBl.  I S.  1062) in der jeweils geltenden Fassung. Sie 
gilt für Abgeber und Empfänger von Wirtschaftsdünger 
und Stoffen, die als Ausgangsstoff oder Bestandteil Wirt-
schaftsdünger enthalten, im Sinne von § 2 Satz 1 Num-
mer 1 und 3 der Verordnung über das Inverkehrbringen 
und Befördern von Wirtschaftsdünger.

 § 2
Aufzeichnungspfl icht

(1) Abgeber und Empfänger nach § 1 Satz 2 haben fol-
gende Angaben jeweils spätestens einen Monat nach dem 
Abschluss des Inverkehrbringens oder der Übernahme 
aufzuzeichnen:

1.  Art und Menge der Wirtschaftsdünger oder der Stoffe, 
die als Ausgangsstoff oder Bestandteil Wirtschafts-
dünger enthalten, in Tonnen oder Kubikmeter Frisch-
masse, deren Nährstoffgehalte für Stickstoff (Gesamt-
N und Ammonium-N) und Phosphat (P2O5) in Kilo-
gramm je Tonne oder Kubikmeter Frischmasse sowie 
die Menge an Stickstoff aus Wirtschaftsdüngern tieri-
scher Herkunft in Kilogramm je Tonne oder Kubikme-
ter Frischmasse sowie den Anteil Trockensubstanz an 
der Gesamtmasse,

2.  das Datum der Abgabe oder der Übernahme, unab-
hängig von der Art der Verwertung und der Herkunft,

3.  die Registriernummer nach § 26 Absatz 2 der Viehver-
kehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. Mai 2020 (BGBl. I S. 1170) in der jeweils gel-
tenden Fassung, die Betriebsnummer nach §  17 der 
InVeKoS-Verordnung vom 24. Februar 2015 (BGBl.  I 
S. 166) in der jeweils geltenden Fassung oder eine von 
der zuständigen Behörde vergebene oder auf Antrag 
zugeteilte Nummer, jeweils für Abgeber und Empfän-
ger,

4.  Namen und Anschriften von Abgeber, Empfänger und 
Beförderer.

(2) Für Empfänger, die Stoffe nach § 1 Satz 2 im eigenen 
Betrieb verwenden, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass 
die Aufzeichnungen spätestens zwei Monate nach der 
Übernahme zu erstellen sind. 

(3) Wer Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 zu 
erstellen hat, hat diese für sieben Jahre ab dem Datum 
der Abgabe oder Übernahme aufzubewahren und auf 
Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

§ 3
Meldepfl icht 

Die Daten der Aufzeichnungen nach § 2 sind vom Abge-
ber und Empfänger jeweils für den Halbjahreszeitraum 
1. Januar bis 30. Juni und für den Halbjahreszeitraum 
1.  Juli bis 31. Dezember eines jeden Kalenderjahres je-
weils spätestens einen Monat nach Ablauf des jeweiligen 
Halbjahreszeitraums der für den Vollzug der Düngever-
ordnung vom 26. Mai 2017 (BGBl.  I S.  1305) in der je-
weils geltenden Fassung zuständigen Behörde zur Über-
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prüfung im Rahmen der Überwachung der Nährstoff-
ströme elektronisch durch Eingabe in die von der 
zuständigen Behörde hierfür erstellte Datenbank zu 
übermitteln. Die Meldung nach Satz  1 erfüllt für den 
Empfänger zugleich die Anforderungen des § 4 Absatz 1 
der Verordnung über das Inverkehrbringen und Beför-
dern von Wirtschaftsdünger. 

§ 4
Nutzung von Geodaten

Bei Importen von Wirtschaftsdüngern aus anderen Län-
dern können in diesen Ländern im Rahmen der dorti-
gen amtlichen Kontrolle erfasste Daten zur Transport-
überwachung (GPS-Daten) durch die für den Vollzug 
des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 (BGBl.  I S.  54, 
136) in der jeweils geltenden Fassung zuständigen Lan-
desbehörden zur Überwachung der Transporte genutzt 
werden.

§ 5
Mitteilungspfl icht

Die Mitteilung nach § 5 der Verordnung über das Inver-
kehrbringen und Befördern von Wirtschaftsdünger hat 
elektronisch durch Eingabe in die von der zuständigen 
Behörde hierfür bereitgestellte Datenbank zu erfolgen.

§ 6
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 14 Absatz 2 Nummer 1 
Buchstabe d des Düngegesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen

1.  §  2 Absatz  1 oder 2 eine Aufzeichnung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er-
stellt,

2.  § 2 Absatz 3 eine Aufzeichnung nicht oder nicht min-
destens sieben Jahre aufbewahrt oder der zuständigen 
Behörde nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

3.  § 3 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht oder

4.  § 5 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig macht.

§ 7
Übergangsvorschrift

(1) Aufzeichnungen von Wirtschaftsdüngerabgaben 
nach § 2 der Wirtschaftsdüngernachweisverordnung vom 
24. April 2012 (GV. NRW. S. 191), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 5. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 943) geän-
dert worden ist, die nach dem 31. Dezember 2021 und vor 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung erfolgt sind, sind 
spätestens bis zum 31. März 2023 der für den Vollzug der 
Düngeverordnung zuständigen Behörde elektronisch 
durch Eingabe in die von der zuständigen Behörde hier-
für erstellte Datenbank zu übermitteln. 

(2) Im Jahr 2022 beginnt der erste Halbjahreszeitraum 
für die Meldung abweichend von § 3 Satz 1 ab dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung.

 § 8
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

 (1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung  tritt die Wirtschaftsdüngernachweisverordnung 
vom 24. April 2012 (GV. NRW. S. 191), die zuletzt durch 
Verordnung vom 5. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 943) ge-
ändert worden ist, außer Kraft. 

Düsseldorf, 26. April 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident 

Hendrik  W ü s t

Der Minister der Finanzen

Für das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

insofern mit der Wahrung der Geschäfte beauftragt

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2022 S. 723

5. Änderung des Regionalplans Düsseldorf
im Gebiet der Stadt Grevenbroich 

und der Gemeinde Rommerskirchen 

Vom 25. April 2022

Der Regionalrat Düsseldorf hat in seiner Sitzung am 
16.  Dezember 2021 die 5. Änderung des Regionalplans 
Düsseldorf im Gebiet der Stadt Grevenbroich und der 
Gemeinde Rommerskirchen (Kraftwerksfolgenutzung 
und Siedlungsraumentwicklung) festgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Düsseldorf mit Bericht vom 3. Januar 2022 – Aktenzei-
chen: 32.01.02.01-05. RPÄ – gemäß §  19 Absatz  6 des 
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
3.  Mai 2005 (GV. NRW. S.  430), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) ge-
ändert worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungs-
behörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
 Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs.1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung der Regionalplanänderung 
gegenüber der Bezirksregierung Düsseldorf (Regional-
planungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 5. Änderung des Regionalplans Düsseldorf 
kann Klage vor dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er-
heben.

Düsseldorf, den 25. April 2022

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R E N Z 

– GV. NRW. 2022 S. 724
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